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die allgemeine und vollständige Abrüstung unter strikter und 
wirksamer internationaler Kontrolle beitragen können,

in Bekräftigung der Notwendigkeit, die Kodifizierung und 
progressive Entwicklung der in bewaffneten Konflikten an­
wendbaren Regeln des Völkerrechts fortzusetzen,

in dem Wunsch, die Anwendung bestimmter konventionel­
ler Waffen zu verbieten oder weiter zu beschränken, und der 
Auffassung, daß die auf diesem Gebiet erzielten positiven Er­
gebnisse die eigentlichen Gespräche über Abrüstung erleich­
tern können, damit der Produktion, Lagerung und Weiter­
verbreitung dieser Waffen ein Ende gesetzt wird,

unter Betonung dessen, daß es wünschenswert ist, daß alle 
Staaten, insbesondere die militärisch bedeutsamen Staaten, 
Teilnehmer dieser Konvention und ihrer beigefügten Pro­
tokolle werden,

eingedenk dessen, daß die Vollversammlung der Vereinten 
Nationen und die Abrüstungskommission der Vereinten Na­
tionen beschließen können, die Frage einer möglichen Erwei­
terung des Anwendungsbereiches der in dieser Konvention 
und ihren Protokollen enthaltenen Verbote und Beschrän­
kungen zu behandeln,

ferner eingedenk dessen, daß der Abrüstungsausschuß mög­
licherweise beschließt, die Frage der Verabschiedung weite­
rer Maßnahmen zum Verbot oder zur Beschränkung der An­
wendung bestimmter konventioneller Waffen zu erörtern,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1 
Anwendungsbereich

Diese Konvention und ihre beigefügten Protokolle finden 
in den Situationen Anwendung, auf die der in den Genfer 
Abkommen vom 12. August 1949 zum Schutze der Kriegs­
opfer enthaltene Artikel 2 Bezug nimmt, einschließlich jeder 
Situation, die in Artikel 1 Absatz 4 des Zusatzprotokolls I zu 
diesem Abkommen beschrieben ist.

Artikel 2
Beziehungen zu anderen internationalen Abkommen

Nichts in dieser Konvention oder ihren beigefügten Pro­
tokollen ist so auszulegen, daß es andere Verpflichtungen be­
einträchtigt, die den Hohen Vertragschließenden Seiten durch 
das in bewaffneten Konflikten anwendbare humanitäre Völ­
kerrecht auferlegt sind.

Artikel 3 
ü nterzeichnung

Diese Konvention liegt für einen Zeitraum von zwölf Mo­
naten, beginnend am 10. April 1981, am Hauptquartier der 
Vereinten Nationen in New York für alle Staaten zur Unter­
zeichnung auf.

Artikel 4
Ratifizierung, Annahme, Zustimmung oder Beitritt

1. Diese Konvention bedarf der Ratifikation, Annahme oder 
Zustimmung durch die Unterzeichner. Jeder Staat, der diese 
Konvention nicht unterzeichnet hat, kann ihr beitreten.

2. Die Ratifikations-, Annahme-, Zustimmungs- oder Bei­
trittsurkunden werden beim Depositar hinterlegt.

3. Jedem Staat steht es frei, seine Zustimmung zu erklären, 
durch eines der dieser Konvention beigefügten Protokolle ge­
bunden zu sein, vorausgesetzt, daß er zum Zeitpunkt der Hin­
terlegung seiner Ratifikations-, Annahme-, Zustimmungs­
oder Beitrittsurkunde zu dieser Konvention dem Depositar 
seine Zustimmung notifiziert, durch zwei oder mehrere dieser 
Protokolle gebunden zu sein.

4. Ein Staat kann jederzeit nach Hinterlegung seiner Rati­
fikations-, Annahme-, Zustimmungs- oder Beitrittsurkunde 
zu dieser Konvention dem Depositar seine Zustimmung no­
tifizieren, durch ein beigefügtes Protokoll gebunden zu sein, 
an das er nicht bereits gebunden ist.

5. Jedes Protokoll, durch das eine Hohe Vertragschließende 
. Seite gebunden ist, ist für diese Seite Bestandteil dieser Kon­

vention.
Artikel 5 

Inkrafttreten
1. Diese Konvention tritt sechs Monate nach Hinterlegung 

der zwanzigsten Ratifikations-, Annahme-, Zustimmungs­
oder Beitrittsurkunde in Kraft.

2. Für jeden Staat, der seine Ratifikations-, Annahme-, Zu­
stimmungs- oder Beitrittsurkunde nach Hinterlegung der 
zwanzigsten Ratifikations-, Annahme-, Zustimmungs- oder 
Beitrittsurkunde hinterlegt, tritt diese Konvention nach Ab­
lauf von sechs Monaten, gerechnet vom Tage der Hinterle­
gung der Urkunde über die Ratifizierung, Annahme, Zustim­
mung oder den Beitritt durch diesen Staat, in Kraft.

3. Jedes der dieser Konvention beigefügten Protokolle tritt 
sechs Monate nach dem Tage in Kraft, an dem zwanzig Staa­
ten ihre Zustimmung notifiziert haben, gemäß Absatz 3 oder 
4 des Artikels 4 dieser Konvention daran gebunden zu sein.

4. Für jeden Staat, der seine Zustimmung, durch eines der 
dieser Konvention beigefügten Protokolle gebunden zu sein, 
nach dem Tage notifiziert, bis zu dem zwanzig Staaten ihre 
Zustimmung mitgeteilt haben, daran gebunden zu sein, tritt 
das Protokoll nach Ablauf von sechs Monaten in Kraft, ge­
rechnet von dem Tage, an dem dieser Staat seine Zustimmung, 
daran gebunden zu sein, notifiziert hat.

Artikel 6 
Verbreitung

Die Hohen Vertragschließenden Seiten verpflichten sich, in 
Friedenszeiten wie in Zeiten- bewaffneten Konfliktes diese 
Konvention und diejenigen ihrer beigefügten Protokolle, 
durch die sie gebunden sind, so umfassend wie möglich in 
ihren jeweiligen Ländern zu verbreiten und insbesondere 
deren Studium in ihre militärischen Ausbildungsprogramme 
aufzunehmen, um ihre Streitkräfte mit diesen Dokumenten 
bekannt zu machen.

Artikel 7 
V ertragsbeziehungen 

nach Inkrafttreten dieser Konvention
1. Ist eine an einem Konflikt beteiligte Partei nicht durch 

ein beigefügtes Protokoll gebunden, bleiben die durch diese 
Konvention und das betreffende beigefügte Protokoll gebun­
denen Parteien in ihren Beziehungen untereinander an diese 
Dokumente gebunden.

2. Jede Hohe Vertragschließende Seite ist durch diese Kon­
vention und jedes für sie in Kraft befindliche beigefügte 
Protokoll in jeder im Artikel 1 vorgesehenen Situation ge­
genüber jedem Staat gebunden, der nicht Teilnehmer dieser 
Konvention ist oder nicht durch das betreffende beigefügte 
Protokoll gebunden ist, wenn letzterer diese Konvention oder 
das betreffende Protokoll annimmt und anwendet und dies 
dem Depositar notifiziert.

3. Der Depositar unterrichtet die betreffenden Hohen Ver­
tragschließenden Seiten unverzüglich über jede nach Absatz 2 
eingegangene Notifizierung.

4. Diese Konvention und die beigefügten Protokolle, durch 
die eine Hohe Vertragschließende Seite gebunden ist, finden 
Anwendung auf einen bewaffneten Konflikt gegen diese 
Hohe Vertragschließende Seite von der Art, wie er im Arti­
kel 1 Absatz 4 des Zusatzprotokolls I zu den Genfer Abkom­
men vom 12. August 1949 zum Schutze der Kriegsopfer be­
schrieben ist:

a) wenn die Hohe Vertragschließende Seite ebenfalls Teil­
nehmer des Zusatzprotokolls I ist und eine im Artikel 96 Ab­
satz 3 dieses Protokolls genannte Macht sich verpflichtet hat, 
die Genfer Abkommen und das Zusatzprotokoll I in Über­
einstimmung mit Artikel 96 Absatz 3 des genannten Proto­
kolls anzuwenden, und sich verpflichtet, diese Konvention 
und die entsprechenden beigefügten Protokolle in bezug auf 
diesen Konflikt anzuwenden, oder


